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Heute  lesen Sie:? 

Aus jäejr JJnion 
Sin Verstandigungs-Ausschuß. der sich aus CDU-Politikern und früheren 
Zentrums-Angehörigen zusammensetzt, v/urde in Anwesenheit des früheren 
Zertrumsvorsitzenden, Dr.Spiecker, und des früheren Zentrumsyorsitzenden 

<X& Paderborn, Ferdinand Haaken, im Freise Warburg gebildet, ähnliche.Be- 
strebungen, sind in den übrigen Kreisen Nordrhein~VTestfalens im Gange. 
Durch diesjkj^erständiguhgsgespr* ehe soll eine Zusammenarbeit auch auf 
höhere  alsFireisebene  in Gang gebracht werden« 
Der  ehemalige  Zentrumsvorsitzende,   Minister  a D,Dr.Spiecker,   hat   seinen 
Beitritt   zur CDU  erklärt.   Die Zentrumsabgeordneten Muckermann,   Feih,   Kern- 
per und  Steffehsmeier  sind  ebenfalls Mitglied der CDU geworden und gehö- 
ren  jetzt  der CDU-Fraktion des  Landtages von Nordrhein-Westfalen  an. 

fflücht lings we s. en 

Dr.Adenauer, Prof.Dr.Erhard und Arbeitsdirektor Storch werden auf einer 
großen repräsentativen CDU-Flüehtlings-Taking am l.und 2.April in Königs- 
winter zu den Mitgliedern und Delegierten des Zoncn-Flüchtlingo-Ausschussr. : 
und der Landesflüchtlings-Ausschüsse sprechen* Auf der Tagesordnung stehen 
u.a. folgende Probleme? Grundsätzliche Fragen zum Lostenausgleich, Forde- 
rungen an Bonn, die Fahlen zum kommenden Volkstag und Organisationsfragenc 
Am 31.Mai findet ebenfalls in Fönigswinter eine Tagung dos Flüchtlings- 
% r-s Schusses  der Ar be its go mein seh art  der  CDU/CSU  statt 

rr e n z 1 an d fr a ge n 
"Die CDU wird in der Südwestdeat sehen Lrnderfragc ihre strikte Neutralitat 
aufrechterhalten", erklärte der Landesvorsitzende der süd-badisehen CDU, 
Anton Dichtel. 3r distanzierte sich klar von der sogenannten "Geheimkon- 
ferenz" in Bühl und betonte,deren rein privaten Charakter, Es wird erwar- 
tet, daß sich im Bodenseegebiet ein Komitee für den LänderZusammenschluß 
bildet, ähnlich der kürzlich erfolgten Gründung der •Lv&Qitsporneinschaft 
zur Herstellung des alten Baden", 

Die JU Baden lehnte den von den süd-badisehen Jugondvorbänden ausgearbei- 
teten Entwurf zu einem "Arbeitsso^utzgesetz für Jugendliche" wegen des da- 
rin vorgesehenen Streikrechts für Ju-^ndT •? ov>o abo Die JU Baden erklärte 
hierzu, daß sie m&X  ein Streikrecht für Jungarbeiter anerkenne, ein sol- 
ches für Lehrlinge jedoch a^ü ihnen müsse, da es sich bei deren Arbeitsver- 
hältnis um ein Lehrverhclt^is handele; in das durch das Mittel des Streiks 
nicht einbegriffen werden kann. 
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AulTaer Union 
Zur Einladung Piecks 

Das  encralsekret ariat dor Arbeitsporneinschaft der CDU/CSU Deutschlands 
äußert sich zu dem Vorschlag des Vorsitzenden der SED, Wilhelm.Pieck, eine 
Delegation des Parlamentarischen Rates und des Wirtschaftsrates zu einer 
Konferenz mit einer Abordnung des deutschen Volksrates nach Braunschweig 
einzuladen, dahin, daß die Voraussetzungen für ein vertrauensvolles Ge- 
spräch auf dieser Ebene nicht gegeben sind. Der Vorschlag wird nach Mei- 
nung des Generalsekretäre ates weder in Frankfurt a.M, noch in Bonn ange- 
nommen werden.- Er ist nur geeignet, eine Verwirrung in d?e klare Haltung 
der deutschen Bevölkerung zu tragen, die eine Einheit nach den Grundsätzen 
der Freiheit und Gerechtigkeit erstrebte 

Lerlin 
Diktaturgelüste der Berliner SPD 

Die Berliner SPD hat mehr als einmal bewiesen, daß sie für sich beansprucht, 
die alleinige Wahrerin der Interessen der blockierten Stadt zu sein, Mit 
einer an Blasphemie grenzenden Überheblichkeit; die jeder sachlichen Grund- 
lage entbehrt, nahm die SPD-Fraktion zu einem Dringlichkeitsantrag der CDU 
Stellung, in dem diese sofortige Verhandlungen mit den Sesatzungsmachten 
über die Deckung der durch die Blockade entstandenen Schulden forderte« 
Von der Berliner Bevölkerung könne nicht verlangt werden, daß die durch 
die Blockade entstandenen Kosten allein von Berlin getragen würden« - 
Zu diesem Vorschlag^ gegen den sachliche Einwendungen nicht zu erheben sind, 
nafe-ji der Fraktionsvorsitzende der SPD, Swolinzky, in einer ausfalligen Form 
Stellung, indem er der CDU nahelegte; ihren Antrag zurückzunehmen, da der 
Magistrat ohnehin alles in seinen Kräften stehende tue. Der Antrag der 
CDU-Fraktion entspreche nur dem "Agitationsbedürfn?' °' einer kleineren Partei'i 
Aus dieser Einstellung einer verantwortungsbewußten Fraktion gegenüber 
spricht dineüberheblichkeit, die nur aus dem Bestreben zu erklären istf 
die zahlenmäßige Überlegenheit in diktatorischer Weise auszunützen. Was 
^ne  solche Haltung mit Demokratie zu tun hat, ist unverständlich, 

g,ttg' der "Sowj et gone 
"Mißlieb igeM werden aus gc s chlos sen 

Mit sowjetischer Unterstützung wird zunächst in Sachsen in der CDU in kros- 
sem Umfang eine Säuberung von "mißliebigen" Elementen vorgenommen. Da die 
Opposition gegen Otto Nuschko und Georg Dertinger wegen ihrer russenhörigen 
Einstellung immer mehr wächst, werden jetzt alle JLle -Mitglieder aus der 
CDU ausgeschlossen, die Kritik an der engen Zusammenarbeit mit der SED p-e- 
übt haben, Man bezichtigt diese "sowjetfeindlicher" Agitation. 

Da er sein Amt mehr nach fachlichen als nach politischen Gründen geleitet 
hat? soll der Brandenburger Justizministor Stargardt (Ost-CDU) aus seinem 
Amte ausscheidenc Vor allem von der SED wird gegen das Potsdam Justizmini-; 
pterium hinter den Kulissen gearbeitet, Stargardt will zunächst einen län- 
geren Erholungsurlaub antreten,,- dun er in Bad Liebenat^.in(Thüringen)  nahe/ 
der Zonengrenze, verbringen Willi* 
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  Wie die KPD os sich denkt 

Auf eine Anfrage innerhalb einer AusschußSitzung des Süd-Badischen Land- 
tages, wie die* KPD sich zur Frage der Oder-Neiße-Linie verhalte, entgeg- 
nete der Landesvorsitzende der süd-badischen KPD, Abg« Erwin Eckert, /daß 
mit einer Korrektur der Ostgronze gerechnet werden könne, wenn sich m 
Deutschland eine geistige Wandlung vollziehen würde, die es Rußland ermög- 
lichte, an den Friedenswillen des Deutschen Volkes zu glauben!" - Mit an- 
deren Worten* Wenn wir alle Kommunisten w-"ron und uns dem Osten ausliefer- 
ten, dann «.. 

7WWWTSS 
Taming dor Jü Ford-Württembergs 

"e  JTJF&T3 UNION Nord-TOrttembergs befaßte   sich während  ihres  Landtages in 
Stuttgart mit  Fragen des Bonner, Grundgesetzesi   der  Soforthilfe und des 
Lastenausgleichs.   In  den. Aussprachen wurde   außerdem eine Volksabstimmung 
über  das Wahlrecht  gefordert  und  auf die Wichtigkeit  des  Mehrheitswahl- 
rechtes und  der Anerkennung des Elternrechtes hingewiesen.   Darüber hinaus 
wurde   zum Ausdiruck gebracht;   daß  zur Behebung der  großen Notlage breiter 
Bcv:.>lkerungsschichten,   insbesondere  der Heimatvertriebenen,   Kriegs-und 
Währungsgo schädigten  sowie InfoIge Krankheit und Alter  aus  dem Arbeitspro* 
zeß Ausgeschiedenen  die  beschleunigte  Durchführung der vom wirtschaftsrat 
verabschiedeten Gesetze über  die  Soforthilfe und über die Anpassung der 
Leistungen  der Sozialversicherung  an die verruderten Wirtschaftliehen Ver- 
hältnisse  erforderlich   sei.   Den Höhepunkt  der Tagung bildete  eine  Kundge- 
bung im Plenarsaal  des  Landtages-,   auf der Anton Storch,   der Direktor für 
Arbeit,   über die Wirtschafts-und  sozialpolitischen Fragen   sprach» 

Die  "soziale'''   SPD 

Die Stadt Marburg beschäftigt sich schon seit längerer Zeit mit dem Aufbau 
einer JugendSiedlung für heimatlose Jugendliche. Dieses soziale Werk hat 
in den letzten Monaten gute Fortschritte gemacht. In der letzten Stadtver- 
ordnetensitzung in Marburf sollten für diese Siedlung auf Grund einer Ma- 
gistrat svorlage DM 12oooa- bewilligt worden. 

Daß die National-Demokratische Partei diesem Vorschlag nicht zustimmen 
würde, wurde allgemein erwartet, daß sich aber die Sozialdemokratische 
Fraktion f^cron  den Antrag stellte, erregte großes Befremden, Dennoch wur- 
den die nötigen Mittel für die weitere Aufbauarbeit der Jugendsiedlung mit 
knapper Mehrheit mit den Stimmen der CDU, LDP und KPD gegen FDP und SPD 
bewilligt, 
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